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VERBANDS-
GEMEINDE

Amtsblatt des Kreises
Südliche Weinstaße
Nr. 26 vom 22.05.2020
I N H A L T
Öffentliche Bekanntmachung des
Kreiswahlleiters für den Wahlkreis
49 – Südliche Weinstraße, Wahl
zum 18. Landtag Rheinland-Pfalz
am Sonntag, dem 14. März 2021;
Aufforderung zur Einreichung von
Wahlkreisvorschlägen
Öffentliche Bekanntmachung der
Sitzung des Jugendhilfeausschus-
ses des Landkreises Südliche
Weinstraße in der Wahlperiode
2019/2024 am 03.06.2020
Öffentliche Bekanntmachung
der Sitzung des Sportstättenbei-
rates des Landkreises Südliche
Weinstraße in der Wahlperiode
2019/2024 am 04.06.2020

Öffentliche
Bekanntmachung
des Kreiswahlleiters
für denWahlkreis 49 –
Südliche Weinstraße

Wahl zum
18. Landtag
Rheinland-Pfalz
am Sonntag, dem
14. März 2021
Aufforderung zur Einreichung von
Wahlkreisvorschlägen
Bekanntmachung vom
22.05.2020 –
Am Sonntag, dem 14. März 2021,
findet die Wahl zum 18. Landtag
Rheinland-Pfalz statt.
Die Parteien, mitgliedschaftlich
organisierten Wählervereinigun-
gen und Stimmberechtigten, die
einen Wahlkreisvorschlag einrei-
chen wollen, werden gemäß § 26
Landeswahlordnung (LWO) hiermit
aufgefordert,

dem Kreiswahlleiter des
Wahlkreises

49 – Südliche Weinstraße
in Landau i. d. Pf.

möglichst frühzeitig, spätestens
am 75. Tag vor der Wahl - Diens-
tag, 29. Dezember 2020 - bis 18
Uhr, die Wahlkreisvorschläge mit
den in § 41 Abs. 2 LWahlG be-
nannten Nachweisen schriftlich
einzureichen (§ 36 LWahlG – Ein-
reichungsfrist).
Die Wahlkreisvorschläge ein-
schließlich der vorgeschriebenen
Anlagen sollen möglichst frühzei-
tig eingereicht werden. Stellt die
Kreiswahlleiterin/der Kreiswahllei-
ter Mängel fest, so benachrichtigt
sie/er sofort die Vertrauensperson
und fordert sie auf, behebbare
Mängel noch vor Ablauf der vorge-
nannten Einreichungsfrist zu be-
seitigen (§41Abs. 1Satz2 Landes-
wahlgesetz (LWahlG)). Nach Ablauf
der Einreichungsfrist können nur
nochMängel an sich gültiger Wahl-
vorschläge behoben werden (§ 41
Abs. 2 LWahlG). Rechtsgrundlagen
für die Beteiligung an der Wahl mit
Wahlvorschlägen und für dasWahl-
vorschlagsverfahren sind insbe-
sondere die §§ 32 bis 43 LWahlG
sowie die §§ 26 bis 32 der Landes-
wahlordnung (LWO). Im Einzelnen
ist bei der Aufstellung und Einrei-
chung von Wahlkreisvorschlägen
Folgendes zu beachten:
1. Wahlvorschlagsrecht
Nach § 33 LWahlG können Wahl-
kreisvorschläge von Parteien, von
mitgliedschaftlich organisierten
Wählervereinigungen und auch
von Stimmberechtigten einge-
reicht werden.
Eine Partei oderWählervereinigung
kann in jedem Wahlkreis nur einen
Wahlkreisvorschlag einreichen (§
33 Abs. 2 LWahlG).
Wahlvorschläge von Parteien und
Wählervereinigungen müssen den
Namen der einreichenden Partei
oder Wählervereinigung und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung ver-
wenden, auch diese enthalten. Bei
Wahlkreisvorschlägen von Stimm-
berechtigten ist ein Kennwort an-
zugeben (§ 33 Abs. 3 LWahlG).

Der Wahlkreisvorschlag muss den
Namen des Bewerbers enthalten.
Neben dem Bewerber kann ein Er-
satzbewerber aufgeführt werden (§
34 Abs. 1 LWahlG).
In jedem Wahlvorschlag sollen
eine Vertrauensperson und eine
stellvertretende Vertrauensperson
bezeichnet werden, die berechtigt
sind, verbindliche Erklärungen
zum Wahlvorschlag abzugeben
und entgegenzunehmen. Fehlt die-
se Bezeichnung, so gilt die Person,
die als erste unterzeichnet hat, als
Vertrauensperson und diejenige,
die als zweite unterzeichnet hat,
als stellvertretende Vertrauensper-
son (§ 33 Abs. 5 LWahlG).
2. Anforderungen an die Bewerber
und Ersatzbewerber

Als Bewerber oder Ersatzbewerber
in einem Wahlkreisvorschlag ei-
ner Partei oder Wählervereinigung
kann nur vorgeschlagen werden,
wer
- nach § 32 LWahlG wählbar ist,
- nicht Mitglied einer anderen Par-
tei oder Wählervereinigung ist (§
37 Abs. 1 Satz 1 und 2 LWahlG),
- in einer Mitgliederversammlung
oder in einer besonderen oder all-
gemeinen Vertreterversammlung
nach § 37 Abs. 3 LWahlG einzeln
in geheimer Abstimmung hierzu
gewählt worden ist,
- seine Zustimmung dazu schrift-
lich erteilt hat; die Zustimmung
ist unwiderruflich (§ 33 Abs. 4
LWahlG).
Ein Bewerber oder Ersatzbewerber
kann nur in einem Wahlkreis und
hier nur in einem Wahlkreisvor-
schlag benannt werden (§ 34 Abs.
2 LWahlG).
3. Inhalt und Form der Wahlkreis-
vorschläge

Der Wahlkreisvorschlag soll nach
dem Muster der Anlage 9 zur Lan-
deswahlordnung eingereicht wer-
den. Er muss nach § 28 LWO in
Maschinen- oder Druckschrift fol-
gende Angaben enthalten
- den Familiennamen, die Vorna-
men, den Beruf oder Stand, den
Tag der Geburt, den Geburtsort
und die Anschrift (Hauptwoh-
nung) des Bewerbers sowie
- den Namen der einreichenden
Partei oder Wählervereinigung
und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwendet, auch diese,
bei Wahlkreisvorschlägen von
Stimmberechtigten deren Kenn-
wort.
Er soll ferner Namen und Anschrif-
ten der Vertrauensperson und der
stellvertretenden Vertrauensper-
son enthalten.
Wahlkreisvorschläge von Parteien
und Wählervereinigungen müssen
von mindestens drei Mitgliedern
des Vorstandes des Landesver-
bandes, darunter dem Vorsitzen-
den oder seinem Stellvertreter,
persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein. Besteht kein
Landesverband, so müssen die
Wahlkreisvorschläge von den Vor-
ständen der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich
der Wahlkreis liegt, gemäß dem
vorstehenden Satz unterzeichnet
sein.
Bei Wahlkreisvorschlägen von
Stimmberechtigten haben drei
Unterzeichner des Wahlvorschlags
ihre Unterschriften auf dem Wahl-
kreisvorschlag selbst zu leisten.
4. Feststellung der Parteieigen-
schaft / Eigenschaft als Wähler-
vereinigung

4.1 Satzung, Programm und
satzungsgemäße Bestellung

Mit der Einreichung von Wahlvor-
schlägen müssen Parteien, die im
Landtag Rheinland-Pfalz oder im
Deutschen Bundestag und Wäh-
lervereinigungen, die im Landtag
Rheinland-Pfalz seit deren letzter
Wahl nicht ununterbrochen vertre-
ten sind,
- ihre schriftliche Satzung,
- ihr schriftliches Programm und
- die satzungsgemäße Bestellung
des Vorstandes spätestens zum
Ablauf der Einreichungsfrist nach-
weisen.
4.2 Weitere Nachweise über die

Parteieigenschaft / Eigen-
schaft als mitgliedschaftlich

organisierte Wählervereini-
gung

Dem Wahlvorschlag einer Partei
sollen Nachweise über die Partei-
eigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1
des Parteiengesetzes und dem
Wahlvorschlag einer Wählerverei-
nigung Nachweise über die Eigen-
schaft als mitgliedschaftlich orga-
nisierteWählvereinigung beigefügt
werden (§ 33 Abs. 1 S. 3 LWahlG).
5. Unterstützungsunterschriften
für Wahlkreisvorschläge

Wahlkreisvorschläge von Parteien,
die im Landtag Rheinland-Pfalz
oder im Deutschen Bundestag
und Wählervereinigungen, die im
Landtag Rheinland-Pfalz seit deren
letzter Wahl nicht ununterbrochen
vertreten sind, sowie Wahlkreis-
vorschläge von Stimmberechtigten
müssen nach § 34 Abs. 3 Satz 3
LWahlG i. V. m. § 28 Abs. 4 LWOvon
mindestens

125 Stimmberechtigten
desWahlkreises

persönlich und handschriftlich
unterzeichnet sein; die Stimmbe-
rechtigung muss im Zeitpunkt der
Unterzeichnung gegeben sein und
ist bei Einreichung der Wahlkreis-
vorschläge nachzuweisen.
Wahlkreisvorschläge von Parteien
und Wählervereinigungen dürfen
erst nach Aufstellung des Bewer-
bers durch eine Mitglieder- oder
Vertreterversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Un-
terschriften sind ungültig.
Die Unterschriften sind auf amt-
lichen Formblättern, die von der
Kreiswahlleiterin/dem Kreiswahl-
leiter auf Anforderung kostenfrei
geliefert werden, zu erbringen.
- Bei der Anforderung sind Famili-
enname, Vornamen und Anschrift
(Hauptwohnung) des vorzuschla-
genden Bewerbers anzugeben.
- Als Bezeichnung des Trägers des
Wahlvorschlags, der den Wahl-
vorschlag einreichen will, sind
außerdem bei Parteien und Wäh-
lervereinigungen deren Namen
und, sofern sie eine Kurzbezeich-
nung verwenden, auch diese,
bei Wahlkreisvorschlägen von
Stimmberechtigten deren Kenn-
wort anzugeben.
- Parteien und Wählervereinigun-
gen haben ferner die Aufstellung
des Bewerbers in einer Mitglie-
der- oder einer besonderen oder
allgemeinen Vertreterversamm-
lung nach § 37 LWahlG zu bestä-
tigen.
Die Stimmberechtigten, die einen
Wahlkreisvorschlag unterstützen,
müssen die Erklärung auf dem
Formblatt persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnen; neben
der Unterschrift sind Familienna-
me, Vornamen, Tag der Geburt und
Anschrift (Hauptwohnung) des
Unterzeichners sowie der Tag der
Unterzeichnung anzugeben (§ 28
Abs. 4 Nr. 2 LWO).
Für jeden Unterzeichner ist auf
dem Formblatt oder gesondert
eine Bescheinigung der Gemein-
deverwaltung, bei der er im Wäh-
lerverzeichnis einzutragen ist,
beizufügen, dass er im Zeitpunkt
der Unterzeichnung im betreffen-
den Wahlkreis stimmberechtigt
ist. Gesonderte Bescheinigungen
des Stimmrechts sind vom Träger
des Wahlvorschlags bei der Ein-
reichung des Wahlkreisvorschlags
mit den Unterstützungsunter-
schriften zu verbinden. Wer für ei-
nen anderen eine Bescheinigung
des Stimmrechts beantragt, muss
nachweisen, dass der Betreffen-
de den Wahlkreisvorschlag unter-
stützt (§ 28 Abs. 4 Nr. 3 LWO).
Die gültigen Unterschriften und
Bescheinigungen des Stimmrechts
der Unterzeichner müssen bei
der Einreichung der Wahlkreis-
vorschläge vorliegen. Sie können
nach Ende der Einreichungsfrist
grundsätzlich nicht nachgereicht
werden, es sei denn, der Nachweis
kann infolge von Umständen, die
der Wahlvorschlagsberechtigte
nicht zu vertreten hat, nicht recht-
zeitig erbracht werden. Ein Stimm-
berechtigter darf nur einen Wahl-
kreisvorschlag unterzeichnen; hat
jemand mehrere Wahlkreisvor-
schläge unterzeichnet, so ist sei-
ne Unterschrift auf allen weiteren
Wahlkreisvorschlägen ungültig (§

34 Abs. 3 LWahlG, § 28 Abs. 4 Nr.
4 LWO).
Den Wahlvorschlagsträgern wird
empfohlen, über die gesetzlich ge-
forderte Mindestzahl hinaus vor-
sorglich weitere Unterschriften für
den Fall vorzulegen, dass nicht alle
Unterschriften als gültig anerkannt
werden können.
6. Verbot der Listenverbindung
Die Verbindung von Wahlvorschlä-
gen mehrerer Parteien oder Wäh-
lervereinigungen ist gemäß § 38
LWahlG nicht zulässig.
7. Anlagen zumWahlkreisvor-
schlag

Dem Wahlkreisvorschlag sind ge-
mäß § 28 Abs. 5 LWO beizufügen
- die Erklärung des vorgeschlage-
nen Bewerbers, dass er seiner
Aufstellung zustimmt und dass
er für keinen anderen Wahlkreis
seine Zustimmung zur Benen-
nung als Bewerber oder Ersatz-
bewerber gegeben hat, sowie
bei Wahlkreisvorschlägen von
Parteien und Wählervereinigun-
gen die nach § 37 Abs. 5 Satz 3
und 4 LWahlG vorgeschriebene
Versicherung an Eides statt des
vorgeschlagenen Bewerbers ge-
genüber dem Kreiswahlleiter,
dass er nicht Mitglied einer an-
deren als der den Wahlvorschlag
einreichenden Partei oder Wäh-
lervereinigung ist, jeweils nach
demMuster der Anlage 11,
- eine Bescheinigung der zustän-
digen Gemeindeverwaltung nach
dem Muster der Anlage 12 zur
Landeswahlordnung, dass der
vorgeschlagene Bewerber wähl-
bar ist, sowie
- bei Wahlkreisvorschlägen von
Parteien und Wählervereinigun-
gen eine Ausfertigung der Nieder-
schrift über die Beschlussfassung
der Mitglieder- oder Vertreterver-
sammlung, in der der Bewerber
aufgestellt worden ist, mit den
nach § 37 Abs. 5 Satz 2 LWahlG
vorgeschriebenen Versicherun-
gen an Eides statt; die Nieder-
schrift soll nach dem Muster der
Anlage 13 zur Landeswahlord-
nung gefertigt, die Versicherung
an Eides statt nach dem Muster
der Anlage 14 zur Landeswahl-
ordnung abgegeben werden.
Bei Wahlkreisvorschlägen von Par-
teien, die im Landtag Rheinland-
Pfalz oder im Deutschen Bundes-
tag und von Wählervereinigungen,
die im Landtag Rheinland-Pfalz
seit deren letzter Wahl nicht un-
unterbrochen vertreten sind, und
Wahlkreisvorschlägen von Stimm-
berechtigten sind außerdem bei-
zufügen:
- die erforderliche Zahl an Unter-
stützungsunterschriften nebst
Bescheinigungen des Stimm-
rechts der Unterzeichner,
- die schriftliche Satzung der Par-
tei oder Wählervereinigung, ihr
schriftliches Programm und der
Nachweis über die satzungsge-
mäße Bestellung des Vorstandes
des Landesverbandes oder, wenn
ein solcher nicht besteht, der Vor-
stände der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich
der Wahlkreis liegt,
- die Nachweise über die Parteiei-
genschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1
des Parteiengesetzes oder die
Nachweise über die Eigenschaft
als mitgliedschaftlich organisier-
te Wählervereinigung.
8. Vordrucke zur Einreichung von
Wahlkreisvorschlägen

Die zur Einreichung von Wahlkreis-
vorschlägen erforderlichen Vordru-
cke werden auf Anforderung von
der Kreiswahlleiterin/dem Kreis-
wahlleiter kostenfrei geliefert; dies
kann auch durch elektronische Be-
reitstellung erfolgen.
9. Gesetzliche Grundlagen
Gesetzliche Grundlagen für die
Durchführung der Landtagswahl
2021 sind
- das Landeswahlgesetz (LWahlG)
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. November 2004
(GVBl. S. 519), zuletzt geändert
durch das Achte Landesgesetz
zur Änderung des Landeswahlge-
setzes vom 26.09.2019 (GVBl. S.
297).
- die Landeswahlordnung (LWO)

vom 06. Juni 1990 (GVBl. S.
153), zuletzt geändert durch die
Sechste Landesverordnung zur
Änderung der Landeswahlord-
nung vom 31. Juli 2015 (GVBl.
S. 241).
Derzeit befinden sich erforderliche
Anpassungen und Änderungen des
Landeswahlgesetzes und der Lan-
deswahlordnung in der Vorberei-
tung. Auf wesentliche Änderungen
wird - unmittelbar nach Veröffent-
lichung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Rheinland-Pfalz - im
Internetangebot des Landeswahl-
leiters sowie in den einschlägigen
Informationsbroschüren hingewie-
sen.
10. Dienststelle der Kreiswahllei-

terin/des Kreiswahlleiters
Die Anschrift des Kreiswahlleiters
lautet:
Kreiswahlleiter für den Wahlkreis

49 – Südliche Weinstraße
An der Kreuzmühle 2
76829 Landau i. d. Pf.

Landau i. d. Pf., den 19.05.2020
Der Kreiswahlleiter des Wahlkrei-
ses 49 – Südliche Weinstraße
gez. Landrat Dietmar Seefeldt

Öffentliche
Bekanntmachung
der Sitzung des Jugendhilfeaus-
schusses des Landkreises Südli-
che Weinstraße in der Wahlperio-
de 2019/2024 am 03.06.2020
- Bekanntmachung vom
22.05.2020 -
Am Mittwoch, den 03.06.2020,
17:00 Uhr, findet die Sitzung des
Jugendhilfeausschusses des Land-
kreises Südliche Weinstraße in der
Wahlperiode 2019/2024 in Birk-
weiler, Dorfgemeinschaftshaus,
Sportplatzstraße 8 statt.
Die Tagesordnung sieht folgende
Beratungsgegenstände vor:
Öffentliche Sitzung
1 Nachbenennung eines beraten-
den Mitgliedes für den Jugend-
hilfeausschuss

2 Bericht des ISM zur Inanspruch-
nahme von Hilfe zur Erziehung
und ausgewählte Einflussfak-
toren

3 Handlungskonzept Familienbil-
dung im Kreis Südliche Wein-
straße

4 Sachstand zum Ferienpass 2020
5 Informationen
Nicht-öffentliche Sitzung
1 Informationen

Öffentliche
Bekanntmachung
der Sitzung des Sportstättenbei-
rates des Landkreises Südliche
Weinstraße in der Wahlperiode
2019/2024 am 04.06.2020
- Bekanntmachung vom
22.05.2020 –
Am Donnerstag, den 04.06.2020,
17:00 Uhr, findet die Sitzung des
Sportstättenbeirates des Land-
kreises Südliche Weinstraße in der
Wahlperiode 2019/2024 im Birk-
weiler, Dorfgemeinschaftshaus,
Sportplatzstraße 8, statt.
Die Tagesordnung sieht folgende
Beratungsgegenstände vor:
Öffentliche Sitzung
1 Beschlussfassung über die Prio-
ritätenliste „Sportstätteninvesti-
tionen 2021“

2 Verschiedenes

Stellenauschreibung
Bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße sind zum nächstmög-
lichen Zeitpunkt die im Folgenden
aufgeführten Stellen zu besetzen:

Arzt/Ärztin (m/w/d)
Besoldungsgruppe A 15 LBesG/
Entgeltgruppe 14 oder 15 TVöD
| Voraussetzung ist die deutsche
Approbation zum Arzt/Ärztin so-
wie eine mindestens 2-jährige kli-

nische Erfahrung in patientennah-
er Versorgung.

Honorarärzte/
Honorarärztinnen (m/w/d)
Voraussetzung ist die deutsche
Approbation zum Arzt/Ärztin.
Bewerbungsschluss ist jeweils der
19. Juli 2020.

Sachbearbeiter
(m/w/d) in der Fachanwendungs-
betreuung Care4
Entgeltgruppe 9a TVöD | Voraus-
setzung ist die erfolgreich abge-
schlossene Ausbildung zur/zum
Verwaltungsfachangestellten oder
die abgelegte Angestelltenprü-
fung I sowie zusätzlich der bereits
erworbene Abschluss des Aufbau-
studiums „Verwaltungsinforma-
tik“ (AVI) an der Hochschule für
öffentliche Verwaltung.
Bewerbungsschluss ist der
14. Juni 2020.
Bitte beachten Sie die detaillierten
Einstellungsvoraussetzungen und
weitere Informationen auf unserer
Homepage unter der Rubrik > Aktu-
elles > Stellenangebote.

ADD untersagt
Spendensammlungen
des Vereins
„Sternchenkinder“ in
Rheinland-Pfalz

Trier/Rheinland-Pfalz – Die lan-
desweit für das Sammlungsrecht
zuständige Aufsichts- und Dienst-
leistungsdirektion (ADD) hat dem
Verein Sternchenkinder e.V. mit
Sitz im rheinland-pfälzischen La-
sel/Eifelkreis Bitburg-Prüm Spen-
densammlungen, unter anderem
die Spendenwerbung an Infostän-
den und Abbuchung von Geld-
spenden im Gebiet des Landes
Rheinland-Pfalz sofort vollziehbar
untersagt. Die Verbotsverfügung
der ADD ist bestandskräftig. Ver-
stöße gegen das Sammlungsver-
bot haben Zwangsgelder zur Folge.
Dem Auskunftsersuchen der ADD
zur Offenlegung der Spendenein-
gänge und der zweckentsprechen-
den Verwendung der Sammlungs-
erträge kam der Verein nicht nach.
Sollten weiterhin Spendenaufrufe
beziehungsweise der Einzug von
Geldspenden rheinland-pfälzi-
scher Spender bekannt werden,
bittet die ADD um sofortige Mittei-
lung.
Miriam Lange Pressesprecher
Telefon: 0651-9494-255
Eveline Dziendziol Pressesprecher
Telefon 0651- 9494-223
pressestelle@add.rlp.de
Willy-Brandt-Platz 3
54290 Trier www.add.rlp.de

Umstrukturierungs-
förderung 2020 für
Rebflächen: Abgabe
der Fertigstellungs-
meldung
In Kürze verschickt die Kreisver-
waltung Südliche Weinstraße ein
bereits teilausgefülltes Formular
(Anlage 2) für die Meldung der
Pflanzung der beantragten Maß-
nahmen 2020 an alle Antragsteller
im Landkreis. Damit wird die Pflan-
zung/Fertigstellung der Rebanla-
gen der Kreisverwaltung gemeldet.
Daraufhin findet die Vor-Ort-Kont-
rolle statt.
In diesem Jahr soll die Vor-Ort-Kon-
trolle früher beginnen. Alle Antrag-
stellerInnen, die ihre Maßnahmen
bereits abgeschlossen haben,

werden deshalb aufgefordert, die
Fertigstellungsmeldung frühest-
möglich bei der Kreisverwaltung
abzugeben.
Alle Bedingungen/Forderungen
laut Richtlinie 2020 (Seite 13/14)
und Checkliste (letzte Seite) gelten
weiter uneingeschränkt und sind
zu beachten.
Die Fertigstellungsmeldung kann
ebenfalls über das Weininforma-
tionsportal (WIP) der Landwirt-
schaftskammer Rheinland-Pfalz
EDV-technisch unterstützt ausge-
füllt werden. https://www.lwk-rlp.
de/de/weinbau/service/wip-wein-
informationsportal/
Die Richtlinie kann über die Home-
page des Landkreises www.suedli-
che-weinstrasse.de Bürgerservice,
Dienstleistungen, Umstrukturie-
rung von Rebflächen, herunterge-
laden werden.
Für AntragstellerInnen, die ihre
Maßnahmen nicht bis zum 30. Juni
2020 fertig stellen können, je-
doch eine Auszahlung bereits
spätestens am 15. Oktober 2020
wünschen, wird in diesem Jahr
die Vorlage einer Bankbürgschaft
ermöglicht.
Eine Mitteilung über die genaue
Höhe der vorzulegenden Bürg-
schaft erhalten alle Antragstelle-
rInnen in Kürze. Die unbefristete
Bürgschaft muss rechtzeitig bei
der Hausbank beantragt und der
Kreisverwaltung bis zum 30. Juni
2020 vorgelegt werden (jedoch
nur wenn die Fertigstellungsmel-
dung nicht bis zum 30. Juni 2020
erfolgen kann). Aufgrund der Bürg-
schaft können 80 Prozent des be-
antragten Zuschusses ausgezahlt
werden.
Bitte beachten Sie, dass zur Ein-
dämmung der Corona-Pandemie
der Kundenverkehr weiterhin ein-
geschränkt bleibt. Die Fertigstel-
lungsmeldungen können undmüs-
sen nicht persönlich abgegeben
werden. Übermitteln Sie diese per
Fax, Mail, oder auf dem Postweg.
Vielen Dank für Ihr Verständnis zu
unserer allem Schutz.
Weitere Informationen und Aus-
künfte erhalten Sie bei:
Herrn Schultz,
Tel.: 06341/940 371
E-Mail: Thorsten.Schultz@suedli-
che-weinstrasse.de

ANNWEILER

Bekanntmachung
Nr. 29/2020
der Stadt Annweiler am Trifels
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
4. Sitzung des Ausschusses für
Stadtentwicklung und Tourismus-
förderung der Stadt Annweiler am
Trifels (Wahlperiode 2019/2024)
Am Mittwoch, 10.06.2020, um
18:30 Uhr, findet im kleinen Saal
des Hohenstaufensaals, Land-
auer Straße 1, 76855 Annweiler
am Trifels, die 4. Sitzung des Aus-
schusses für Stadtentwicklung und
Tourismusförderung mit folgender
Tagesordnung statt:
Tagesordnung:
Öffentlich:
1 Beratung und Beschlussfassung
über Erhebung von Entgelten für
Wohnmobilstellplätze

Nicht öffentlich:
2 Grundstücksangelegenheiten
76855 Annweiler am Trifels,
19. Mai 2020
Dirk Müller-Erdle
Vorsitzender des Ausschusses für
Stadtentwicklung und Tourismus-
förderung

Bekanntmachung
Nr. 30/2020
der Stadt Annweiler am Trifels
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
3. Sitzung des Bau- und
Planungsausschusses der
Stadt Annweiler am Trifels

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
der Verbandsgemeinde Annweiler am Trifels und der Ortsgemeinden Albersweiler, Annweiler am Trifels, Dernbach, Eußerthal,

Gossersweiler-Stein, Münchweiler am Klingbach, Ramberg, Rinnthal, Silz, Völkersweiler, Waldhambach, Waldrohrbach, Wernersberg

Verantwortlich für den Text: Verbandsgemeindeverwaltung Annweiler am Trifels, Telefon 06346-3010

Rufbereitschaft der Stadt- und Verbandsgemeindewerke Annweiler am Trifels
Meldungen an die nachstehenden Rufnummern bzw. in dringenden Fällen über den Polizeinotruf 110

Elektrizitätsversorgung 06346/3009-16
Stadt Annweiler mit Stadtteilen und
Ortsgemeinde Wernersberg

Wasserversorgung 06346/3009-17
Stadt- und Verbandsgemeinde Annweiler

Gasversorgung 06341/289-192
Stadt Annweiler und Stadtteil Queichhambach

Kläranlagen der Verbandsgemeindewerke 06346/3009-18
Die Stadt- und Verbandsgemeindewerke sind während
der allgemeinen Öffnungszeiten erreichbar unter: 06346/3009-0

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 28.05.2020 um 08:29 erzeugt
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(Wahlperiode 2019/2024)
Am Mittwoch, 03.06.2020, um
18:30 Uhr, findet im Hohenstau-
fensaal, Landauer Straße 1, 76855
Annweiler am Trifels, die 3. Sitzung
des Bau- und Planungsausschus-
ses mit folgender Tagesordnung
statt:
Tagesordnung:
Öffentlich:
1 Bauangelegenheiten
1.1 Gemeindliches Einverneh-

men nach § 36 II BauGB
– Pl.Nr. 1189/1190/1191 -
Bauantrag

1.2 Weitere Bauangelegenheiten
2 Beratung und Beschlussfassung
über die Änderung des Bebau-
ungsplanes „Queichinsel“

3 Anträge und Anfragen
4 Informationen

Nicht öffentlich:
5 Grundstücksangelegenheiten
6 Pachtangelegenheiten
7 Anträge und Anfragen
8 Informationen
76855 Annweiler am Trifels,
20. Mai 2020
Benjamin Seyfried
Stadtbürgermeister

Beschluss-
zusammenfassung
zur 9. Sitzung des Stadtrates
Stadt Annweiler am Trifels
vom 22.04.2020
öffentliche Sitzung
Veröffentlicht werden nachfolgend
nur die Tagesordnungspunkte, bei
denen Beschlüsse gefasst wurden:
3 Beratung und Beschlussfassung
der Haushaltssatzung und Stel-
lenplan für das Haushaltsjahr
2020 und der Wirtschaftspläne
der Elektrizitäts- und Wasser-
versorgung mit Stellenübersicht
2020 und Investitionsprogramm
für die Jahre 2019 bis 2023

Die SPD-Fraktion stellt folgenden
Haushaltsbegleitantrag:
Der Stadtrat beschließt in Beglei-
tung zu der beschlossenen Haus-
haltssatzung und Haushaltsplan
nebst Stellenplan für das Haus-
haltsjahr 2020 die Rechtsauf-
sichtsbehörde zu beauftragen im
Zusammenhang mit der Prüfung
des Haushalts auf Rechtsfehler zu
prüfen, ob die im Stellenplan für
die Leitung des städtischen Forst-
reviers vorgesehene Besoldungs-
stelle nach der Besoldungsgruppe
A13 unter Beachtung aller allge-
mein geltenden beamtenrechtli-
chen Vorschiften in eine solche
nach A14 umgewandelt werden
kann. Für diesen Fall beschließt
der Stadtrat bereits jetzt die vorste-
hend beschriebene Stelle im Haus-
halt für das Jahr 2020 in Besol-
dungsgruppe A14 umzuwandeln.
Der Antrag wird mit 5 Ja-Stimmen,
12 Nein-Stimmen und 5 Enthaltun-
gen abgelehnt.
Anschließend beschließt der
Stadtrat mit 15 Ja-Stimmen,
6 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung
die Haushaltssatzung und Stellen-
plan für das Haushaltsjahr 2020
und der Wirtschaftspläne der Elek-
trizitäts- und Wasserversorgung
mit Stellenübersicht 2020 und In-
vestitionsprogramm für die Jahre
2019 bis 2023 in der vorgelegten
Fassung.

DERNBACH

Bekanntmachung
Nr. 3/2020
der Ortsgemeinde Dernbach
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
5. Sitzung des Ortsgemeinde-
rates der Ortsgemeinde Dernbach
(Wahlperiode 2019/2024)
Am Donnerstag, 04.06.2020,
um 20:00 Uhr, findet im Dorfge-
meinschaftshaus, Kirchstraße 31,
76857 Dernbach, die 5. Sitzung
des Ortsgemeinderates mit folgen-
der Tagesordnung statt:
Tagesordnung:
Öffentlich:
1 Einwohnerfragestunde
2 Entscheidung über die
Annahme von Spenden gem.
§ 94 Abs. 3 GemO
3 Beratung und Beschlussfassung
des Forstwirtschaftsplanes 2020

4 Vorberatung Haushalt 2020
5 Beratung und Beschlussfassung
über die Aufnahme eines Inves-
titionsdarlehens

6 Feststellung des Jahresabschlus-
ses 2017 sowie Erteilung der
Entlastung gem. § 114 GemO

7 Bauangelegenheiten
8 Auftragsvergaben
9 Informationen
Nicht öffentlich:
10 Auftragsvergaben
11 Grundstücksangelegenheiten
12 Bauangelegenheiten
13 Vertragsangelegenheiten
14 Informationen
76857 Dernbach, 25. Mai 2020
Harald Jentzer
Ortsbürgermeister

RAMBERG

Bekanntmachung
Nr. 9/2020
der Ortsgemeinde Ramberg
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels

Friedhofssatzung
der Gemeinde
Ramberg
vom 18. Mai 2020
Der Gemeinderat von Ramberg hat
auf Grund des § 24 der Gemein-
deordnung für Rheinland-Pfalz
(GemO) sowie der §§ 2, Abs. 3,
5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des
Bestattungsgesetzes (BestG) fol-
gende Satzung beschlossen, die
hiermit bekanntgemacht wird:
INHALTSÜBERSICHT:
Friedhofssatzung
1. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Friedhofszweck/Bestattungs-

anspruch
§ 3 Schließung und Aufhebung
2. Ordnungsvorschriften
§ 4 Öffnungszeiten
§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
§ 6 Ausführen gewerblicher

Arbeiten
3. Allgemeine Bestattungsvor-
schriften

§ 7 Allgemeines, Anzeigepflicht,
Bestattungszeit

§ 8 Särge
§ 9 Grabherstellung
§ 10 Ruhezeit
§ 11 Umbettungen
4. Grabstätten
§ 12 Allgemeines, Arten der Grab-

stätten
§ 13 Reihengrabstätten
§ 14 Wahlgrabstätten
§ 15 Urnengrabstätten
§ 15 a Rasengrabstätten für Urnen
§ 16 Ehrengrabstätten
5. Gestaltung der Grabstätten und
Grabmale

§ 17 Gestaltungsvorschriften
§ 18 Errichten und Ändern von

Grabmalen
§ 18 a Verbot von Grabmalen aus

Kinderarbeit
§ 19 Standsicherheit der Grabmale
§ 20 Verkehrssicherungspflicht für

Grabmale
§ 21 Entfernen von Grabmalen
6. Herrichten und Pflege der Grab-
stätten

§ 22 Herrichten und Instandhalten
der Grabstätten

§ 23 Vernachlässigte Grabstätten
7. Leichenhalle
§ 24 Benutzen der Leichenhalle
8. Schlussvorschriften
§ 25 Alte Rechte
§ 26 Haftung
§ 27 Ordnungswidrigkeiten
§ 28 Gebühren
§ 29 Inkrafttreten
1. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Geltungsbereich
Diese Satzung gilt für den im Ge-
biet der Gemeinde Ramberg ge-
legenen Friedhof, der in der Trä-
gerschaft der Gemeinde Ramberg
steht.
§ 2 Friedhofszweck/Bestattungs-

anspruch
(1) Die Friedhöfe im Sinne des § 1

der Satzung dienen der Bestat-
tung von
a) Personen, die zum Zeitpunkt
ihres Todes Einwohner der
Gemeinde waren,

b) Personen, die ein besonde-
res Recht auf Bestattung in
einer bestimmten Grabstätte
haben,

c) Tot- oder Fehlgeburten nach
§ 8 Abs.2 Satz 2 und 3 und
Abs. 3 BestG; soweit diese in
der Gemeinde geboren wur-
den bzw. wenn ein Elternteil
Einwohner der Gemeinde ist
oder

d) Personen, die ohne Ein-

wohner zu sein, nach § 2
Abs. 2 Sätze 2 und 3 BestG zu
bestatten sind.

(2) Auf einem Friedhof soll ferner
bestattet werden, wer früher
in der Gemeinde gewohnt
hat und seine Wohnung hier
nur wegen der Aufnahme in
eine auswärtige Altenpfle-
ge- oder ähnliche Einrich-
tung oder wegen Verlegung
des Wohnsitzes zu auswärts
wohnenden Angehörigen zur
Vermeidung der Aufnahme in
einer der genannten Einrich-
tungen aufgegeben hat.

(3) Die Bestattung anderer Perso-
nen kann auf Antrag von dem
Friedhofsträger zugelassen
werden.

§ 3 Schließung und Aufhebung
(1) Der Friedhof oder Teile des

Friedhofs können ganz oder
teilweise für weitere Bestat-
tungen oder Beisetzungen ge-
sperrt (Schließung) oder ande-
ren Zwecken gewidmet werden
(Aufhebung) - vgl. § 7 BestG -.

(2) Durch die Schließung wird
die Möglichkeit weiterer Be-
stattungen und Beisetzungen
ausgeschlossen. Soweit durch
die Schließung das Recht auf
weitere Bestattungen oder
Beisetzungen in Wahl- oder
Urnenwahlgrabstätten (Son-
dergräber) erlischt, wird dem
Nutzungsberechtigten für die
restliche Nutzungszeit bei
Eintritt eines weiteren Bestat-
tungs- oder Beisetzungsfalles
auf Antrag eine andere Wahl-
bzw. Urnengrabstätte in der Ge-
meinde zur Verfügung gestellt.
Soweit die Nutzungszeit noch
nicht abgelaufen ist, kann er
in diesen Fällen die Umbettung
dahin verlangen.

(3) Durch die Aufhebung geht die
Eigenschaft des Friedhofes als
Ruhestätte der Toten verloren.
Die in Reihen- oder Urnenrei-
hengrabstätten Bestatteten
werden, falls die Ruhezeit noch
nicht abgelaufen ist, in die
Wahl- oder Urnenwahlgrabstät-
ten, falls die Nutzungszeit noch
nicht abgelaufen ist, auf Kosten
der Gemeinde in andere Grab-
stätten umgebettet.

(4) Schließung oder Aufhebung
werden öffentlich bekanntge-
macht. Der Nutzungsberechtig-
te einer Wahl- oder Urnenwahl-
grabstätte erhält außerdem
eine schriftliche Benachrich-
tigung, wenn sein Aufenthalt
bekannt oder über das Einwoh-
nermeldeamt zu ermitteln ist.

(5) Umbettungstermine werden
spätestens einen Monat vorher
öffentlich bekanntgemacht.
Gleichzeitig werden sie bei
Wahl- oder Urnenwahlgrabstät-
ten den Nutzungsberechtigten,
bei Reihen- oder Urnenreihen-
grabstätten - soweit möglich
- einem Angehörigen des Ver-
storbenen mitgeteilt.

(6) Ersatzgrabstätten werden von
der Gemeinde auf ihre Kosten
entsprechend den Grabstätten
auf dem aufgehobenen bzw.
geschlossenen Friedhof oder
dem Friedhofsteil hergerich-
tet. Die Ersatzwahl-grabstätten
werden Gegenstand des Nut-
zungsrechts.

2. Ordnungsvorschriften
§ 4 Öffnungszeiten
(1)Die Öffnungszeiten werden an
den Eingängen durch Aushang
bekanntgegeben. Zu anderen
Zeiten darf der Friedhof nur mit
Erlaubnis des Friedhofsträgers
betreten werden.

(2) Der Friedhofsträger kann aus
besonderem Anlass das Betre-
ten eines Friedhofes oder ein-
zelner Friedhofsteile vorüber-
gehend untersagen.

§ 5 Verhalten auf dem Friedhof
(1) Die Besucher haben sich auf

dem Friedhof der Würde des
Ortes entsprechend zu ver-
halten. Die Anordnungen des
Friedhofspersonals sind zu be-
folgen.

(2) Kinder unter 6 Jahren dürfen
den Friedhof nur in Begleitung
Erwachsener betreten.

(3) Auf dem Friedhof ist insbeson-
dere nicht gestattet,
a) die Wegemit Fahrzeugen aller
Art zu befahren; Kinderwagen
und Rollstühle, Behinder-
tenfahrräder oder ähnliche
Hilfsmittel sowie Handwagen
zur Beförderung von Material
zur Grabherrichtung, leichte
Fahrzeuge von zugelasse-
nen Gewerbetreibenden und
Fahrzeuge der Friedhofsver-
waltung/des Friedhofsträgers
sind ausgenommen,

b) Waren und Leistungen aller
Art, sowie gewerbliche Diens-
te anzubieten und hierfür zu
werben,

c) an Sonn- und Feiertagen und
in der Nähe einer Bestattung,

Beisetzung oder Gedenkfeier
störende Arbeiten auszufüh-
ren,

d) Druckschriften zu verteilen,
e) den Friedhof und seine Ein-
richtungen, Anlagen und
Grabstätten zu verunreinigen
oder zu beschädigen,

f) Abraum außerhalb der dafür
bestimmten Stellen abzula-
den,

g) Tiere - ausgenommen Blin-
denhunde - mitzubringen,

h) zu spielen, zu lärmen undMu-
sikwiedergabegeräte zu be-
treiben. Der Friedhofsträger
kann Ausnahmen zulassen,
soweit sie mit dem Zweck des
Friedhofes und der Ordnung
auf ihm vereinbar sind.

i) Gewerbsmäßig oder andere
als eigene Grabstätten zu fo-
tografieren oder zu filmen, es
sei denn,

aa) ein entsprechender Auftrag
eines Nutzungsberechtigten
liegt vor oder

bb) der Friedhofsträger hat zuge-
stimmt. Für dasVerwaltungs-
verfahren gilt § 6 Abs. 1 Satz
2 und 3 entsprechend.

(4) Feiern und andere nicht mit
einer Bestattung/Beisetzung
zusammenhängende Ver-
anstaltungen bedürfen der
Zustimmung des Friedhofs-
trägers; sie sind spätestens
4 Tage vorher anzumelden.

§ 6 Ausführen gewerblicher
Arbeiten

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärt-
ner und sonstige mit der Ge-
staltung und Instandhaltung
von Grabstätten befasste Ge-
werbetreibende bedürfen für
Tätigkeiten auf dem Friedhof,
vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelungen, der
vorherigen Zulassung durch
die Friedhofsverwaltung, die
gleichzeitig den Umfang der
Tätigkeiten festlegt. Auf das
Verwaltungsverfahren finden
die Bestimmungen über die
Genehmigungsfiktion nach
§ 42a des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) mit der
Maßgabe Anwendung, dass
die Frist nach § 42a Abs. 2 Satz
1 VwVfG vier Wochen beträgt.
Das Verfahren kann über einen
einheitlichen Ansprechpartner
im Sinne des § 1 Abs. 1 des
Landesgesetzes über die ein-
heitlichen Ansprechpartner in
Verwaltungsangelegenheiten
vom 27.10.2009, GVBl. S. 355,
in der jeweils geltenden Fas-
sung abgewickelt werden.

(2) ugelassen werden nur solche
Gewerbetreibende, die in fach-
licher, betrieblicher und per-
sönlicher Hinsicht zuverlässig
sind.

(3) ZugelasseneGewerbetreibende
erhalten eine Berechtigungs-
karte. Diese ist dem Friedhofs-
personal vom Gewerbetreiben-
den oder seinen Mitarbeitern
auf Verlangen vorzuzeigen.

(4) Die Zulassung kann entzogen
werden, wenn die Vorausset-
zungen des Absatzes 2 nicht
mehr vorliegen und die Gewer-
betreibenden trotz zweimaliger
schriftlicher Mahnung gegen
die Bestimmungen der Fried-
hofssatzung verstoßen.

3. Allgemeine Bestattungsvor-
schriften

§ 7 Allgemeines, Anzeigepflicht,
Bestattungszeit

(1) Jede Bestattung ist unverzüg-
lich nach Eintritt des Todes bei
der Friedhofsverwaltung anzu-
melden.

(2) Wird eine Bestattung oder Bei-
setzung in einer vorher erwor-
benen Wahlgrabstätte/Urnen-
wahlgrabstätte beantragt, ist
auch das Nutzungsrecht nach-
zuweisen.

(3) Die Friedhofsverwaltung setzt
Ort und Zeit der Bestattung im
Benehmen mit den Angehöri-
gen und der zuständigen Religi-
onsgemeinschaft fest.

§ 8 Särge
(1) Die Särge müssen festgefügt

und so abgedichtet sein, dass
jedes Durchsickern von Feuch-
tigkeit ausgeschlossen ist. Sär-
ge und Überurnen, die in der
Erde beigesetzt werden, dürfen
nicht aus schwer verrottbarem
Material sein, soweit nichts
Anderes ausdrücklich vorge-
schrieben ist. Eine Bestattung
im Leichentuch kann im Einzel-
fall aus religiösen Gründen von
der Genehmigungsbehörde ge-
stattet werden, wenn nachge-
wiesen ist, dass keine gesund-
heitlichen oder hygienischen
Bedenken bestehen. Die Über-
führung zum Bestattungsplatz
hat in einem Sarg zu erfolgen.
§ 13 BestG bleibt unberührt.

(2) Die Särge sollen höchstens
2,05 m lang, 0,65 m hoch und

imMittelmaß 0,65 m breit sein.
Sind in Ausnahmefällen grö-
ßere Särge erforderlich, ist die
Zustimmung der Friedhofsver-
waltung bei der Anmeldung der
Bestattung einzuholen.

(3) Für die Bestattung in vorhan-
denen Grüften sind nur Me-
tallsärge oder Holzsärge mit
Metalleinsatz zugelassen, die
luftdicht verschlossen sind.

§ 9 Grabherstellung
(1) Die Gräber werden von dem

Friedhofspersonal bzw. den Be-
auftragten der Friedhofsverwal-
tung ausgehoben und wieder
verfüllt.

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber
beträgt von der Erdoberfläche
(ohne Hügel) bis zur Oberkante
des Sargesmindestens 0,90 m,
bis zur Oberkante der Urnemin-
destens 0,50 m.

(3) Die Gräber für Erdbestattungen
müssen voneinander durch
mindestens 0,30 m starke Erd-
wände getrennt sein.

(4) Der Nutzungsberechtigte hat
Grabzubehör vorher auf seine
Kosten entfernen zu lassen. So-
fern beim Ausheben der Gräber
Grabmale, Fundamente oder
Grabzubehör durch die Fried-
hofsverwaltung entfernt wer-
den müssen, sind die dadurch
entstehenden Kosten durch
den Nutzungsberechtigten der
Friedhofsverwaltung zu erstat-
ten.

§ 10 Ruhezeit
Die Ruhezeit für Leichen auf dem
Friedhof beträgt 30 Jahre.
Die Ruhezeit für Aschen beträgt auf
dem Friedhof 20 Jahre.
§ 11 Umbettungen
(1) Die Ruhe der Toten darf nicht

gestört werden.
(2) Umbettungen von Leichen und

Aschen bedürfen, unbescha-
det der sonstigen gesetzlichen
Vorschriften, der vorherigen
Zustimmung des Friedhofsträ-
gers. Die Zustimmung kann nur
bei Vorliegen eines wichtigen
Grundes erteilt werden; bei
Umbettungen innerhalb der Ge-
meinde Ramberg im ersten Jahr
der Ruhezeit nur bei Vorliegen
eines dringenden öffentlichen
Interesses.

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch
vorhandene Leichen- oder
Aschenreste können mit vorhe-
riger Zustimmung des Friedhof-
strägers in belegte Grabstätten
ausgebettet werden.

(4) Umbettungen erfolgen nur auf
Antrag; antragsberechtigt sind
bei Umbettungen aus Reihen-
grabstätten/Urnenreihengrab-
stätten die Verantwortlichen
nach § 9 Abs. 1 BestG, bei Um-
bettungen aus Wahlgrabstät-
ten/Urnenwahlgrabstätten der
jeweilige Nutzungsberechtigte.
Die Gemeinde ist bei dringen-
dem öffentlichem Interesse
berechtigt, Umbettungen vor-
zunehmen.

(5) Umbettungen werden vom
Friedhofsträger durchgeführt.
Er kann sich dabei auch eines
gewerblichen Unternehmers
bedienen. Er bestimmt den
Zeitpunkt der Umbettung.

(6) Die Kosten der Umbettung und
den Ersatz von Schäden, die an
benachbarten Grabstätten und
Anlagen durch eine Umbettung
entstehen, hat der Antragstel-
ler zu tragen.

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der
Nutzungszeit wird durch eine
Umbettung nicht unterbrochen
oder gehemmt.

(8) Leichen und Aschen dürfen zu
anderen als zu Umbettungs-
zwecken nur auf behördliche
oder richterliche Anordnung
hin ausgegraben werden.

4. Grabstätten
§ 12 Allgemeines, Arten der Grab-

stätten
(1) Die Grabstätten werden unter-

schieden in
a) Reihengrabstätten für Urnen-
bestattungen,

b) Reihengrabstätten für Erdbe-
stattungen,

c) Wahlgrabstätten für Erd- und
für Urnenbestattungen,

d) Urnenwandnischen,
e) Rasengrabstätten für Urnen,
f) Ehrengrabstätten.

(2) Die Grabstätten bleiben Eigen-
tum des Friedhofseigentümers.
An ihnen können Rechte nur
nach dieser Satzung erworben
werden. Es besteht kein An-
spruch auf Verleihung des Nut-
zungsrechts an einer der Lage
nach bestimmten Grabstätte
oder auf Unveränderlichkeit der
Umgebung.

(3) Soweit sich aus der Satzung
nicht etwas anderes ergibt,
gelten die Vorschriften für Rei-
hen- und Wahlgrabstätten ent-

sprechend auch für Urnengrab-
stätten.

§ 13 Reihengrabstätten
(1) Reihengrabstätten sind Grab-

stätten (Einzelgräber) für Erd-
bestattungen oder Urnenbe-
stattungen, die der Reihe nach
belegt und im Todesfall für die
Dauer der Ruhezeit des zu Be-
stattenden schriftlich zugeteilt
werden. Ein Wiedererwerb des
Nutzungsrechts an der Reihen-
grabstätte ist nicht möglich.

(2) In einer Reihengrabstätte darf
nur eine Bestattung erfolgen.

§ 14Wahlgrabstätten
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstät-

ten für Erdbestattungen oder
Urnenbestattungen, an denen
nach Beantragung der Bestat-
tung und nach Zahlung der
festgesetzten Gebühr ein Nut-
zungsrecht für die Dauer von
35 Jahren (Nutzungszeit) bei
Erdbestattungen und 25 Jahren
bei Urnenbestattungen ver-
liehen und deren Lage im Be-
nehmen mit dem Nutzungsbe-
rechtigten bestimmt wird. Die
Beantragung der Bestattung
und die Entgegennahme des
Gebührenbescheides begrün-
den die Nutzungsberechtigung.

(2) Es wird eine Urkunde, die Be-
ginn und Ende des Nutzungs-
rechts enthält, ausgestellt. Aus
dem Nutzungsrecht ergibt sich
die Pflicht zur Anlage und Pfle-
ge des Grabes.

(3) Wahlgrabstätten werden als
ein- oder mehrstellige Grab-
stätten vergeben.

(4) Während der Nutzungszeit darf
eine weitere Bestattung nur
stattfinden, wenn die Ruhezeit
die Nutzungszeit nicht über-
schreitet oder das Nutzungs-
recht für die Zeit bis zum Ablauf
der Ruhezeit verlängert worden
ist.

(5) Das Nutzungsrecht kann nach
Ablauf der Nutzungszeit wie-
derverliehen werden. Die Wie-
derverleihung erfolgt im Rah-
men einer Verlängerung der
Nutzungszeit. Die Verlängerung
erfolgt auf Antrag nach den in
diesem Zeitpunkt geltenden
Bestimmungen über den Inhalt
des Nutzungsrechts und die zu
zahlenden Gebühren.

(6) Schon bei der Verleihung des
Nutzungsrechts soll der Nut-
zungsberechtigte für den Fall
seines Ablebens aus dem in
Satz 2 genannten Personen-
kreis einen Nachfolger im Nut-
zungsrecht bestimmen und ihm
das Nutzungsrecht durch einen
Vertrag übertragen. Wird bis zu
seinem Ableben keine derar-
tige Regelung getroffen, geht
das Nutzungsrecht in nach-
stehender Reihenfolge auf die
Angehörigen des verstorbenen
Nutzungsberechtigten mit de-
ren Zustimmung über:
a) auf den überlebenden Ehe-
gatten,

b) auf die Kinder,
c) auf die Enkel in der Reihen-
folge der Berechtigung ihrer
Väter oder Mütter,

d) auf die Eltern,
e) auf die Geschwister,
f) auf sonstige Erben.

Innerhalb der einzelnen Gruppen
wird unter Ausschluss der übrigen
Angehörigen der Gruppe die nach
Jahren älteste Person nutzungsbe-
rechtigt.
(7) Der jeweilige Nutzungsberech-

tigte kann mit Zustimmung des
Friedhofsträgers das Nutzungs-
recht auf eine andere Person
mit deren Zustimmung übertra-
gen. Der Rechtsnachfolger hat
bei der Friedhofsverwaltung
das Nutzungsrecht unverzüg-
lich nach Erwerb auf sich um-
schreiben zu lassen.

(8) Der jeweilige Nutzungsberech-
tigte hat im Rahmen dieser
Satzung und der dazu ergan-
genen Regelungen das Recht,
in der Wahlgrabstätte bestattet
zu werden, bei Eintritt eines
Bestattungsfalles über andere
Bestattungen und über die Art
der Gestaltung und der Pflege
der Grabstätte zu entscheiden.

(9) Das Nutzungsrecht an unbeleg-
ten Grabstätten kann jederzeit,
an teilbelegten Grabstätten
erst nach Ablauf der letzten Ru-
hezeit zurückgegeben werden.
Eine Rückgabe ist nur für die
gesamte Grabstätte möglich.
Es erfolgt keine Rückerstattung
der gezahlten Gebühr.

§ 15 Urnengrabstätten
(1) Aschen dürfen beigesetzt

werden
a) in Urnenreihengrabstätten,
b) in Urnenwahlgrabstätten,
c) in Wahlgrabstätten für Erdbe-
stattungen bis zu 2 Aschen
in einstelligen und bis zu
4 Aschen in mehrstelligen.

d) in Urnenwandnischen
e) in Rasengräber für Urnen

(2) Urnenreihengrabstätten sind
Aschenstätten, die der Reihe
nach belegt und erst im Todes-
fall auf die Dauer der Ruhezeit
zur Beisetzung abgegeben wer-
den.

(3) Urnenwahlgrabstätten sind
Aschenstätten, für die auf An-
trag ein Nutzungsrecht für die
Dauer von 25 Jahren (Nutzungs-
zeit) verliehen wird. In einer Ur-
nenwahlgrabstätte dürfen 2 Ur-
nen beigesetzt werden.

(4) Urnenwandnischen sind
Aschestätten, für die auf Antrag
ein Nutzungsrecht für die Dauer
von 20 Jahren (Nutzungszeit)
verliehen wird. In einer Urnen-
wandnische dürfen bis zu 2 Ur-
nen beigesetzt werden.

(5) Die Beisetzung ist bei der Fried-
hofsverwaltung rechtzeitig an-
zumelden. Der Anmeldung sind
eine Ausfertigung der standes-
amtlichen Sterbeurkunde und
die Bescheinigung des Trägers
der Feuerbestattungsanlage
über die Einäscherung beizu-
fügen.

(6) Soweit sich aus der Satzung
nicht etwas anderes ergibt,
gelten die Vorschriften für Rei-
hen- und Wahlgrabstätten ent-
sprechend auch für Urnengrab-
stätten.

§ 15 a Rasengrabstätten für Urnen
(1) Die Rasengrabstätten für Urnen

werden von der Friedhofsver-
waltung zugewiesen und kön-
nen nicht ausgesucht werden.
In dieser Rasenurnengrabstätte
darf nur eine Urne beigesetzt
werden. Es dürfen nur verrott-
bare Urnen verwendet werden.
Die Verwendung von Überurnen
ist nicht zulässig.

(2) Auf Antrag kann auch ein Nut-
zungsrecht für maximal eine
Rasenurnengrabstätte neben
einer bereits durch Nutzungs-
recht erworbenen Rasenurnen-
grabstätte für die Dauer von
5 Jahren verliehen werden.
Eine Wiederverleihung dieses
Nutzungsrechts ist maximal bis
zum Ablauf des Nutzungsrechts
der Urnenwahlgrabstätte mit
der ersten Bestattung möglich.

(3) Eine Wiederverleihung des
Nutzungsrechts ist nicht mög-
lich. Eine Verlängerung der
Nutzungszeit bei Erwerb ei-
nes 2. Nutzungsrechtes nach
Abs. 2 dieser Vorschrift ist
jedoch bis zum Ende der Ru-
hezeit der zweiten Bestattung
möglich.

(4) Grabschmuck (Kreuze, Vasen,
Grablichter, Steine, Blumen
und Pflanzen u. ä.) ist im Be-
reich der Rasengräbstätte für
Urnen nicht dauerhaft zulässig.
Dieser darf nur für die Dauer
von maximal 10 Tagen nach der
Beisetzung auf der Grabstätte
abgelegt werden und ist durch
den Nutzungsberechtigten
fachgerecht zu entsorgen.

(5) Auf Wunsch können Gedenk-
plaketten an der bereit gestell-
ten Tafel angebracht werden.
Diese werden durch den Fried-
hofsträger beschafft und ange-
bracht. Die Auslagen für die Be-
schaffung der Gedenkplaketten
sind von dem Nutzungsberech-
tigten zu ersetzen.

(6) Auf den Gedenkplaketten kön-
nen der Name, das Geburts-
datum und das Sterbedatum
eingraviert werden. Weitere
Gravierungen sind nicht er-
laubt. Die Schriftgröße und
Schriftart der Gravierungen
muss einer der Vorlagen auf
dem Vorlagenblatt entspre-
chen, welcher dieser Satzung
als Anlage 1 beigefügt ist. Die
Gravierung ist fachgerecht vom
Nutzungsberechtigten, auf sei-
ne Kosten, herstellen zu lassen.

(7) Der Friedhofsträger legt für die
Rasengrabstätte für Urnen eine
durchgehende Grünfläche (Ra-
sen, Gräser, Moose wie derzeit
auf dem Friedhof vorhanden)
an, welche mit den allgemei-
nen Grünanlagen des Friedho-
fes gemäht werden. Die Mähar-
beiten werden in den Monaten
März bis Oktober durchgeführt.
Nicht gemähtwird in denMona-
ten November bis Februar.

(8) Das Herrichten und die Pflege
der Rasengrabstätte für Urnen
obliegt dem Friedhofsträger.
Der Aufwand wird von dem Nut-
zungsberechtigten mit der Nut-
zungsgebühr erbracht.

§ 16 Ehrengrabstätten
Die Zuerkennung, die Anlage und
die Unterhaltung von Ehrengrab-
stätten obliegt ausschließlich dem
Friedhofsträger.
5. Gestaltung der Grabstätten und
Grabmale

§ 17 Gestaltungsvorschriften
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestal-

ten und an die Umgebung an-
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zupassen, dass die Würde des
Friedhofes in seinen einzelnen
Teilen und in seiner Gesamtan-
lage gewahrt wird.

(2) Auf den Grabstätten mit Aus-
nahme der Rasenurnengrab-
stätten können Grabkreuze,
stehende Grabmale, liegen-
de Grabmale und Pultsteine
(Grabmale) und Einfassungen
errichtet werden. Diese sind
so aufzustellen und instand zu
halten, dass die öffentliche Si-
cherheit auf dem Friedhof nicht
gefährdet ist. Nutzungsberech-
tigte sind für die Standsicher-
heit der Grabmale und Einfas-
sungen allein verantwortlich.

(3) Grabmale und deren Bestand-
teile, sowie Einfassungen dür-
fen nur aus Holz, Naturstein,
Schmiedeeisen, Bronze, Kup-
fer, Aluminium, Edelstahl und
Sicherheitsglas bestehen.

(4) Die Stärke des Materials der
Grabmale muss in einem an-
gemessenen Verhältnis zur
Größe des Grabmales stehen.
Die Größe der Grabmale sind
denen der umgebenen Gräber
anzupassen.

(5) Auf Grabstäten für Erdbestat-
tung dürfen die Grabmahle
höchstens 1,20 m hoch sein.

(6) Auf Urnengrabstätten beträgt
die maximale Höhe 0,70 m

(7) Grababdeckungen/Grabplatten
bei Leichenbestattungen sind
nur bis zu 3/4 der Grabfläche
zulässig.

(8) Für den Verschluss der Nischen
in den Urnenwänden dürfen nur
die von dem Friedhofsträger
beschafften Verschlussplatten
verwendet werden. Als Schrift-
art wird nur die Schreibschrift
Kursiva und Creativa in Bronze
erlaubt. An den Urnennischen
darf Grabschmuck (Vasen, La-
ternen, Blumenschmuck und
dergleichen) nicht angebracht
werden.

(9) Auf Grabstätten und auf der Ur-
nenwand sind Lichtbilder mit
folgenden Maßen zulässig:
1. auf Grabstätten maximal
9 cm x 13 cm,

2. an der Urnenwand maximal
6 cm x 8 cm oder maximal
7 cm Durchmesser.

(10) Der Friedhofsträger kann Aus-
nahmen von den Vorschriften
der Absätze 3 bis 5 und auch
sonstige bauliche Anlagen
zulassen, soweit er es unter
Beachtung des Absatz 1 für
vertretbar hält.

§ 18 Errichten und Ändern von
Grabmalen

(1) Die Errichtung und jede Verän-
derung von Grabmalen sind der
Friedhofsverwaltung anzuzei-
gen mit der Erklärung, dass das
Vorhaben der gültigen Fried-
hofssatzung entspricht.

(2) Der Anzeige sind beizufügen
der Grabmalentwurf mit Grund-
riss und Seitenansicht im Maß-
stab 1:10 unter Angabe des
Materials und seiner Bearbei-
tung.

(3) Mit dem Vorhaben darf einen
Monat nach Vorlage der voll-
ständigen Anzeige begonnen
werden, wenn seitens der
Friedhofsverwaltung in dieser
Zeit keine Bedenken wegen
eines Verstoßes gegen die
Friedhofssatzung geltend ge-
macht werden. Vor Ablauf des
Monats darf begonnen werden,
wenn die Friedhofsverwaltung
schriftlich die Übereinstim-
mung mit der geltenden Fried-
hofssatzung bestätigt.

(4) Das Vorhaben ist erneut anzu-
zeigen, wenn das Grabmal oder
die sonstige bauliche Anlage
nicht binnen eines Jahres nach
Einreichen der Anzeige errich-
tet bzw. geändert worden ist.

§ 18 a Verbot von Grabmalen aus
Kinderarbeit

(1) Grabmale und Grabeinfassun-
gen aus Naturstein dürfen nur
aufgestellt werden, wenn sie
nachweislich ohne schlimms-
te Formen von Kinderarbeit
im Sinne von Art. 3 des Über-
einkommens Nr. 182 der In-
ternationen Arbeitsorganisa-
tion vom 17. Juni 1999 über
das Verbot und unverzügliche
Maßnahmen zur Beseitigung
der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit hergestellt wor-
den sind. Herstellung umfasst
sämtliche Bearbeitungsschritte
von der Gewinnung des Natur-
steins bis zum Endprodukt.

(2) Für die Nachweiserbringung
und Ausnahmen von der Nach-
weispflicht gilt § 6 a Abs. 2
und Abs. 3 Bestattungsgesetz
Rheinland-Pfalz (BestG) in der
jeweils gültigen Fassung.

§ 19 Standsicherheit der
Grabmale

Die Grabmale sind ihrer Größe ent-
sprechend nach den allgemeinen
anerkannten Regeln des Hand-
werks zu fundamentieren und so
zu befestigen, dass sie dauernd
standsicher sind und auch beim
Öffnen benachbarter Gräber nicht
umstürzen oder sich senken kön-
nen. Satz 1 gilt für sonstige bauli-
che Anlagen entsprechend.1

§ 20 Verkehrssicherungspflicht
für Grabmale

(1) Die Grabmale und die sonsti-
gen baulichen Anlagen sind
dauernd in verkehrssicherem
Zustand zu halten. Sie sind zu
überprüfen oder überprüfen zu
lassen, und zwar in der Regel
zweimal jährlich. Im Frühjahr
nach der Frostperiode und im
Herbst. Verantwortlich dafür ist
bei Reihengrabstätten, wer den
Antrag auf Zuteilung der Grab-
stätte (§ 13) gestellt hat; bei
Wahlgrabstätten der Nutzungs-
berechtigte.

(2) Scheint die Standsicherheit
eines Grabmals, einer sonsti-
gen baulichen Anlage oder von
Teilen davon gefährdet, ist der
für die Unterhaltung Verant-
wortliche (Abs. 1) verpflichtet,
unverzüglich die erforderlichen
Maßnahmen zu treffen.

(3) Bei Gefahr im Verzuge kann
die Friedhofsverwaltung auf
Kosten des Verantwortlichen
Sicherungsmaßnahmen (z.B.
Umlegen von Grabmalen) tref-
fen. Wird der ordnungswidri-
ge Zustand trotz schriftlicher
Aufforderung der Friedhofsver-
waltung nicht innerhalb einer
festzusetzenden angemes-
senen Frist beseitigt, ist die
Friedhofsverwaltung dazu auf
Kosten des Verantwortlichen
berechtigt. Sie kann das Grab-
mal oder Teile davon entfernen.
Die Gemeinde ist verpflichtet,
diese Gegenstände drei Mona-
te aufzubewahren. § 21 Abs. 2
Satz 4 gilt entsprechend. Ist der
Verantwortliche nicht bekannt
oder über das Einwohnermel-
deamt nicht zu ermitteln, ge-
nügen als Aufforderung eine
öffentliche Bekanntmachung
und ein Hinweisschild auf der
Grabstätte, das für die Dauer
von einem Monat aufgestellt
wird.

§ 21 Entfernen von Grabmalen
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder

der Nutzungszeit dürfen Grab-
male nur mit vorheriger Zustim-
mung des Friedhofsträgers ent-
fernt werden.

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit
bei Reihengrabstätten, nach
Ablauf der Nutzungszeit bei
Wahlgrabstätten oder nach der
Entziehung von Grabstätten
und Nutzungsrechten werden
die Grabmale und sonstigen
baulichen Anlagen innerhalb
einer Frist von drei Monaten
vom Friedhofsträger oder sei-
nem Beauftragten entfernt.
Auf schriftlichen Antrag, wel-
cher 4 Wochen vor Ablauf der
Ruhe- bzw. Nutzungszeit bei
der Friedhofsverwaltung einge-
reicht werden muss, kann die
Abräumung vom Verpflichteten
selbst vorgenommen werden.
Die erfolgte Abräumung ist dem
Friedhofträger mitzuteilen. Auf
den Ablauf der Ruhezeit bzw.
der Nutzungszeit wird durch
öffentliche Bekanntmachung
hingewiesen. Für das Abräu-
men der Grabstellen erhebt der
Friedhofsträger bereits bei der
Vergabe der Grabstätte eine Ge-
bühr nach der geltenden Fried-
hofsgebührensatzung. Lässt
der Verpflichtete das Grabmal/
und die sonstigen baulichen
Anlagen/nicht binnen drei Mo-
naten abholen, geht es/gehen
sie/entschädigungslos in das
Eigentum der Gemeinde über,
wenn dieses bei Erwerb des
Nutzungsrechts oder bei der
Genehmigung für die Errich-
tung des Grabmales oder sons-
tiger baulicher Anlagen schrift-
lich vereinbart wurde. Sofern
Grabstätten vom Verpflichte-
ten selbst abgeräumt werden,
wird die Abräumgebühr nach
ordnungsgemäßer Abräumung
erstattet.

6. Herrichten und Pflege der Grab-
stätten

§ 22 Herrichten und Instandhalten
der Grabstätten

(1) Alle Grabstätten müssen im
Rahmen der Vorschriften des
§ 17 hergerichtet und dauernd
instandgehalten werden. Dies
gilt entsprechend für den Grab-
schmuck. Verwelkte Blumen
und Kränze sind unverzüglich
von den Grabstätten zu entfer-
nen.

(2) Für die Herrichtung und die
Instandhaltung ist bei Reihen-

grabstätten der Inhaber der
Grabzuweisung (Verantwort-
licher gemäß § 9 BestG), bei
Wahlgrabstätten der Nutzungs-
berechtigte verantwortlich.

(3) Die für die Grabstätten Verant-
wortlichen können die Grab-
stätten selbst anlegen und
pflegen oder damit einen Fried-
hofsgärtner beauftragen.

(4) Reihengrabstätten müssen in-
nerhalb sechs Monaten nach
der Bestattung, Wahlgrabstät-
ten innerhalb von sechs Mo-
naten nach der Verleihung des
Nutzungsrechtes hergerichtet
werden.

(5) Die Herrichtung, Unterhaltung
und Veränderung der gärtne-
rischen Anlagen außerhalb
der Grabstätten obliegen aus-
schließlich der Friedhofsver-
waltung.

(6) Die Verwendung von Pflanzen-
schutz- und Unkrautbekämp-
fungsmitteln ist nicht gestattet.

(7) Die Bepflanzung mit giftigen
Pflanzen ist nicht erlaubt.

(8) Die Bepflanzung darf die an-
deren Grabstätten sowie die
öffentlichen Anlagen und Wege
nicht beeinträchtigen. Nicht
zugelassen sind insbesonde-
re Bäume und großwüchsige
Sträucher. Die Bepflanzung
darf nicht höher sein als die
Höhe der zugelassenen Grab-
male (§ 17 Absatz 5 und 6)

§ 23 Vernachlässigte Grabstätten
(1) Wird eine Grabstätte nicht ord-

nungsgemäß hergerichtet oder
bepflanzt, hat der Verantwort-
liche auf schriftliche Aufforde-
rung der Friedhofsverwaltung
die Grabstätte innerhalb einer
jeweils festzusetzenden ange-
messenen Frist in Ordnung zu
bringen. Kommt er dieser Ver-
pflichtung nicht nach, kann die
Friedhofsverwaltung die Grab-
stätte nach ihrem Ermessen auf
seine Kosten herrichten lassen
oder vorzeitig einebnen.

(2) Ist der Verantwortliche nicht
bekannt oder in angemessener
Frist nicht zu ermitteln, genügt
für die Durchführung der Maß-
nahme nach Abs. 1 eine öffent-
liche Bekanntmachung und ein
Hinweis auf der Grabstätte.

7. Leichenhalle
§ 24 Benutzen der Leichenhalle
(1) Die Leichenhalle dient der

Aufnahme der Leichen bis zur
Bestattung. Sie darf nur mit
Erlaubnis der Friedhofsver-
waltung betreten werden. Die
Friedhofsverwaltung kann hier-
für bestimmte Zeiten festlegen,
wobei in besonderen Fällen
(z.B. Unfalltod) Ausnahmen
möglich sind.

(2) Die Särge sind spätestens eine
halbe Stunde vor Beginn der
Trauerfeier oder der Beisetzung
endgültig zu schließen.

(3) Die Särge der an einer nach
seuchenrechtlichen Bestim-
mungen meldepflichtigen
Krankheit Verstorbenen sollen
in einem besonderen Raum der
Leichenhalle aufgestellt wer-
den. Der Zutritt zu diesen Räu-
men und die Besichtigung der
Leichen bedürfen zusätzlich
der vorherigen Zustimmung
des Amtsarztes.

8. Schlussvorschriften
§ 25 Alte Rechte
(1) Bei Grabstätten, die bei Inkraft-

treten dieser Satzung bereits
zugeteilt oder erworben sind,
richten sich Ruhezeit, Gestal-
tung und Entfernen der Grab-
male nach den bisherigen Vor-
schriften.

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser
Satzung entstandenen Nut-
zungsrechte von unbegrenzter
oder unbestimmter Dauer oder
von mehr als 30 Jahren werden
auf 2 Nutzungszeit(en) nach
§ 14 Abs. 1 dieser Satzung seit
Verleihung begrenzt. Sie enden
jedoch nicht vor Ablauf eines
Jahres nach Inkrafttreten die-
ser Satzung und der Ruhezeit
der zuletzt beigesetzten Leiche
oder Asche.

(3) Im Übrigen gilt diese Satzung.
§ 26 Haftung
Die Gemeinde haftet nicht für
Schäden, die durch satzungswidri-
ge Benutzung des Friedhofs sowie
seiner Anlagen und Einrichtungen
durch dritte Personen oder durch
Tiere entstehen.
§ 27 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer

vorsätzlich oder fahrlässig
1. den Friedhof entgegen der Be-
stimmungen des § 4 betritt,

2. sich auf dem Friedhof nicht der
Würde des Ortes entsprechend
verhält oder die Anordnungen
des Friedhofspersonals nicht
befolgt (§ 5 Abs. 1),

3. gegen die Bestimmungen des
§ 5 Abs. 3 Satz 1 verstößt,

4. eine gewerbliche Tätigkeit auf
dem Friedhof ohne Zulassung
ausübt (§ 6 Abs. 1),

5. Umbettungen ohne vorherige
Zustimmung vornimmt (§ 11),

6. die Gestaltungsvorschriften des
§ 17 nicht einhält,

7. als Verfügungsberechtigter,
Nutzungsberechtigter oder Ge-
werbetreibender Grabmale oder
sonstige Grabausstattungen
ohne Zustimmung errichtet oder
verändert (§ 18),

8. Grabmale ohne Zustimmung der
Friedhofsverwaltung entfernt
(§ 21),

9. Grabmale und Grabausstattun-
gen nicht in verkehrssicherem
Zustand hält (§§ 19, 20 und 22),

10. Pflanzenschutz- und Unkraut-
bekämpfungsmittel verwendet
(§ 22 Abs. 6),

11. Grabstätten vernachlässigt
(§ 23),

12. die Leichenhalle entgegen
§ 24 Abs. 1 und Abs. 3 Satz
2 betritt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann
mit einer Geldbuße bis zu
1.000,00 EUR geahndet wer-
den. Das Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten (OWiG) vom
24.5.1968 (BGBl. I S. 481) in
der jeweils geltenden Fassung
findet Anwendung.

§ 28 Gebühren
Für die Benutzung der von der Ge-
meinde verwalteten Friedhöfe und
ihrer Einrichtungen sind die Ge-
bühren nach der jeweils geltenden
Friedhofsgebührensatzung/Haus-
haltssatzung zu entrichten.
§ 29 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tage nach
ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Gleichzeitig treten die Friedhofs-
satzung vom 17. Februar 2005, zu-
letzt geändert am 12.12.2011 und
alle übrigen entgegenstehenden
ortsrechtlichen Vorschriften außer
Kraft.
76857 Ramberg, 20.05.2020
Ortsgemeinde Ramberg
Ausgefertigt:
Jürgen Munz
Ortsbürgermeister

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vor-
stehend abgedruckten Satzung
wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4 der
Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalz (GemO) auf folgendes hinge-
wiesen:
Sollte die Satzung unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GemO oder aufgrund
der GemO zustande gekommen
sein, gilt sie ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies
gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die
Genehmigung, die Ausfertigung
oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde
den Beschluss beanstandet
oder jemand die Verletzung der
Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegenüber der Verbandsge-
meindeverwaltung,Messplatz1,
76855 Annweiler am Trifels
unter Bezeichnung des Sach-
verhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend
gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach
Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so
kannauchnachAblaufder inSatz1
genannten Frist jedermann diese
Verletzung geltend machen.
76855 Annweiler am Trifels,
20. Mai 2020
Verbandsgemeindeverwaltung
Christian Burkhart
Bürgermeister

Die entsprechende Anlage
hierzu finden Sie am Ende der
amtlichen Mitteilungen!

Bekanntmachung
Nr. 10/2020
der Ortsgemeinde Ramberg
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
Satzung über die Erhebung von
Friedhofsgebühren der Gemeinde
Ramberg vom 18. Mai 2020
Der Gemeinderat hat auf Grund
des § 24 der Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz (GemO) und der

§§ 2 Abs. 1, 7 und 8 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG) folgen-
de Satzung beschlossen, die hier-
mit bekannt gemacht wird:
INHALTSÜBERSICHT:
§ 1 Allgemeines
§ 2 Gebührenschuldner
§ 3 Entstehung der Ansprüche und

Fälligkeit
§ 4 Inkrafttreten
Anlage zur Friedhofsgebühren-
satzung
I. Reihengrabstätten
II. Verleihung von Nutzungs-
rechten an Wahlgrabstätten

III. Verleihung von Nutzungsrech-
ten an Rasenurnengrabstätten

IV. Ausheben und Schließen der
Gräber

V. Ausgraben und Umbetten von
Leichen und Aschen

VI. Benutzung der Leichenhalle
VII. Gebühr für das Abräumen von

Grabstätten durch die Gemein-
den

VIII. Sonstiges
IX. Verwaltungsgebühren
§ 1 Allgemeines
Für die Benutzung der Einrichtung
des Friedhofswesens und ihrer An-
lagen werden Benutzungsgebüh-
ren erhoben. Die Gebührensätze
ergeben sich aus der Anlage zu
dieser Satzung.
§ 2 Gebührenschuldner
Gebührenschuldner sind:
1. Bei Bestattungen die Personen,
die nach § 9 Bestattungsgesetz
verantwortlich sind, und der
Antragsteller,

2. bei Umbettungen undWieder-
bestattungen der Antragsteller.

§ 3 Entstehung der Ansprüche
und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht
mit der Inanspruchnahme der
Leistungen nach der Fried-
hofssatzung, bei antragsab-
hängigen Leistungen mit der
Antragstellung.

(2) Die Gebühren werden inner-
halb von 14 Tagen nach
Bekanntgabe des Gebühren-
bescheids fällig.

§ 4 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung tritt am Tage

nach ihrer Bekanntmachung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Sat-
zung über die Erhebung
von Friedhofsgebühren vom
17.12.2001, zuletzt geändert
am 16.08.2010 außer Kraft.

76857 Ramberg,20.05.2020
Ortsgemeinde Ramberg
Ausgefertigt:
Jürgen Munz
Ortsbürgermeister

Anlage zur Friedhofs-
gebührensatzung
I. Reihengrabstätten
1. Überlassung einer Reihengrab-
stätte für Erdbestattungen an
Berechtigte nach § 2 Abs. 1 und
2 der Friedhofssatzung

250,00 Euro
2. Überlassung einer Urnenreihen-
grabstätte an Berechtigte nach
§ 2 Abs. 1 und 2 der Friedhofs-
satzung

170,00 Euro
II. Verleihung von Nutzungs-
rechten anWahlgrabstätten

1. a) Verleihung des Nutzungs-
rechts an Berechtigte nach
§ 2 Abs. 1 und 2 der Fried-
hofssatzung für

aa) eine Einzelgrabstätte
300,00 Euro

bb) eine Doppelgrabstätte
540,00 Euro

cc) jede weitere Grabstätte
240,00 Euro

dd) einer Urnenwahlgrabstätte
250,00 Euro

ee) einer Urnenwandnische
1.400,00 Euro

b) Verlängerung des Nutzungs-
rechts nach Ablauf der ersten
Nutzungszeit- bzw. bei späteren
Beisetzungen je Jahr für

aa) eine Einzelgrabstätte
10,00 Euro

bb) eine Doppelgrabstätte
20,00 Euro

cc) jede weitere Grabstätte
10,00 Euro

dd) einer Urnenwahlgrabstätte
10,00 Euro

ee) einer Urnenwandnische
80,00 Euro

III. Verleihung von Nutzungs-
rechnungen an Rasenurnen-
grabstätten

1. Verleihung des Nutzungsrechts
an Berechtigte nach § 2 Abs. 1
und 2 der Friedhofssatzung

a) Rasenurnengrabstätte
200,00 Euro

b) Rasenurnengrabstätte ohne
Beisetzung (5 Jahre)

50,00 Euro
2. Verlängerung des Nutzungs-
rechts bei Rasenurnengrabstät-
ten bei späteren Beisetzungen
nach § 15 a Abs. 3 der Fried-
hofssatzung 10,00 Euro

IV. Ausheben und Schließen der
Gräber

Das Ausheben und Schließen von
Gräbern wird durch gewerbliche
Unternehmen vorgenommen. Die
hierbei entstehenden Kostensind
von den Gebührenschuldnern als
Auslagen zu ersetzen.
V. Ausgraben und Umbetten von
Leichen und Aschen

Das Ausgraben und Umbetten von
Leichen wird durch gewerbliche
Unternehmen vorgenommen. Die
hierbei entstehenden Kosten sind
von den Gebührenschuldnern als
Auslagen zu ersetzen.
VI. Benutzung der Leichenhalle
1. Für die Aufbewahrung
a) einer Leiche bis zu 4 Tagen

80,00 Euro
für jeden weiteren Tag

20,00 Euro
in einer Kühlzelle je angefange-
nem Tag zuzüglich 20,00 Euro

b) einer Urne bis zu 4 Tagen
80,00 Euro

für jeden weiteren Tag
10,00 Euro

2. für die Reinigung der
Trauerhalle 40,00 Euro

VII. Gebühr für das Abräumen
von Grabstätten durch die
Gemeinde

Für das Abräumen und Entsorgen
von Grabmälern, Abdeckungen
und Einfassungen werden folgen-
de Gebühren bereits beim Erwerb
der Grabstätte erhoben:
1. für eine Urnengrabstätte
(60 cm x 80 cm) 150,00 Euro

2. für eine Einzel-Erdgrabstätte
(100 cm x 200 cm) 300,00 Euro

3. für eine Doppel-Erdgrabstätte
(200 cm x 200 cm) 500,00 Euro

4. für eine dreistellige
Erdgrabstätte
(300 cm x 200 cm) 700,00 Euro

VIII. Sonstiges
1. Zurverfügungstellung von Ge-
denkplaketten und Anbringung
an der Infotafel (ausschließlich
Gravur) 10,00 Euro

VIII. Verwaltungsgebühren
Genehmigung zur Errichtung von
Grabmahlen, Gedenkplatten,
Einfriedungen und dergleichen

20,00 Euro

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vor-
stehend abgedruckten Satzung
wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4 der
Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalz (GemO) auf folgendes hinge-
wiesen:
Sollte die Satzung unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvor-

schriften der GemO oder aufgrund
der GemO zustande gekommen
sein, gilt sie ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies
gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die
Genehmigung, die Ausfertigung
oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde
den Beschluss beanstandet
oder jemand die Verletzung der
Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegenüber der Verbandsge-
meindeverwaltung,Messplatz1,
76855 Annweiler am Trifels
unter Bezeichnung des Sach-
verhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend
gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach
Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so
kannauchnachAblaufder inSatz1
genannten Frist jedermann diese
Verletzung geltend machen.
76855 Annweiler am Trifels,
20. Mai 2020
Verbandsgemeindeverwaltung
Christian Burkhart
Bürgermeister

WALDHAMBACH

Beschluss-
zusammenfassung
zur 3. Sitzung des
Ortsgemeinderates Ortsgemeinde
Waldhambach vom 17.12.2019
öffentliche Sitzung
Veröffentlicht werden nachfolgend
nur die Tagesordnungspunkte, bei
denen Beschlüsse gefasst wurden:
3 Festsetzung des wiederkehren-
den Beitrages Feld- undWald-
wege für 2020/2021

Der Ortsgemeinderat beschließt
einstimmig den wiederkehrenden
Beitrag für die Feld- undWaldwege
auf 4,50 € je ha festzusetzen.
4 Festsetzung der Realsteuerhe-
besätze 2020/2021

Der Gemeinderat beschließt ein-
stimmig die Realsteuerhebesätze
wie folgt festzusetzen:
Grundsteuer A - 300 v.H.
Grundsteuer B - 365 v.H.
Gewerbesteuer 365 v.H.
5 Entscheidung über die
Annahme von Spenden gem.
§ 94 Abs. 3 GemO

Der Gemeinderat beschließt ein-
stimmig die Annahme der Spen-
de der Firma Satter&Schlink
GmbH, Lärchenstraße 12, 76857
Waldrohrbach, i.H.v. 1.480,46 €
7 Auftragsvergaben
7.1 Ausbesserungen Dach

Leichenhalle
Der Beschluss hierüber ergeht ein-
stimmig.

1 Allgemein anerkannte Regeln des Handwerks sind z.B. die TA-Grabmal oder die Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmälern in der jeweils geltenden Fassung.

Aufgrund der aktuellen
Entwicklungen wird
der Kursbetrieb der
Volkshochschule

Annweiler am Trifels
bis auf Weiteres
eingestellt.

Wir werden Sie an
dieser Stelle

informieren, sobald die
Kurse wieder laufen.

Anlage 1: Vorlagenblatt für die Gravierungen auf den Gedenkplatten für die Rasengrabstätten für Urnen
gemäß § 15a Abs. 6 der Friedhofssatzung der Gemeinde Ramberg

Ende des amtlichen Teils


